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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000006/2024
an den Rat
Artikel 136 der Geschäftsordnung
Salvatore De Meo, Domènec Ruiz Devesa, Rainer Wieland, Maite Pagazaurtundúa, Damian 
Boeselager, Helmut Scholz
im Namen des Ausschusses für konstitutionelle Fragen

Betrifft: Untersuchungsrecht des Europäischen Parlaments

Seitdem das Parlament am 16. April 2014 seinen Standpunkt zu einem Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments über Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts 
des Europäischen Parlaments und zur Aufhebung des Beschlusses 95/167/EG1 gemäß Artikel 226 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union angenommen hat, weigern sich der Rat 
und die Kommission beharrlich, interinstitutionelle Verhandlungen aufzunehmen, um sich auf einen 
neuen Rechtsakt zu einigen.

In einem Non-Paper vom Mai 2018 hat der Ausschuss für konstitutionelle Fragen (AFCO) einen 
neuen Wortlaut für den 2014 angenommenen Vorschlag unterbreitet, bei dem einige der vom Rat 
geäußerten Bedenken berücksichtigt wurden. Der Rat hat jedoch erneut „ernste Bedenken in 
rechtlicher und institutioneller Hinsicht“ geäußert.

In der Wahlperiode 2019-2024 übermittelte der Vorsitzende des AFCO-Ausschusses dem Rat am 10. 
Oktober 2023 förmlich eine aktualisierte Fassung des Non-Papers vom Mai 2018. Diese wurde auch 
der Kommission am 13. Dezember 2023 zur Kenntnisnahme zugesandt und am 29. Februar 2024 
offiziell übermittelt. In diesem aktualisierten Vorschlag schlug die Mehrheit des Verhandlungsteams 
des AFCO-Ausschusses vor, auf neun der elf Einwände des Rates einzugehen. Die beiden noch 
offenen Fragen wurden nicht behandelt, da dies einen deutlichen Rückschritt gegenüber den 
geltenden Bestimmungen bedeuten würde.

In seinem Antwortschreiben vom 18. Januar 2024 hat sich der Rat ohne weitere Erläuterungen mit 
keinem der vom Parlament unterbreiteten Verbesserungsvorschläge in sinnvoller Weise befasst und 
sich geweigert, den aktualisierten Vorschlag zu erörtern bzw. seine Zustimmung zu erteilen, obwohl 
das Parlament seinen Willen, interinstitutionelle Verhandlungen aufzunehmen, eindeutig bekundet 
hatte. Auch hat sich der Rat mit dem Vorschlag des Parlaments, ein Treffen der Organe abzuhalten, 
um über die noch offenen Fragen zu beraten und zu einem Abschluss des Dossiers zu gelangen, 
nicht befasst.

Der Rat ist an den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit der Organe gebunden (Artikel 13 Absatz 2 
des Vertrags über die Europäische Union). Warum weigert sich der Rat mehr als 14 Jahre nach 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon nach wie vor, interinstitutionelle Verhandlungen 
aufzunehmen, um eine Einigung über einen geeigneten Rechtsrahmen für die Umsetzung des 
Untersuchungsrechts des Parlaments zu erzielen, oder seine Zustimmung dazu zu erteilen?
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